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F
ür Dieter Greiner ist die Sache
klar: „20 Prozent mehr Kosten, 20
Prozent weniger Ertrag.“ Im Rhein-

gau könne man hervorragende Weine
auch mit dem halben Aufwand herstel-
len, sagt er. „Steillagen benötigt man da-
für nicht.“ Greiner ist Geschäftsführer
des Hessischen Staatsweingutes Kloster
Eberbach, mit 250 Hektar Rebfläche ei-
nes der größten Weingüter in Deutsch-
land überhaupt und mit 92 Hektar auch
einer der größten Steillagenbewirtschaf-
ter. Greiner weiß also, wovon er spricht,
und er redet Klartext. Eine Tradition sei-
en die Steillagen schon, aber eben auch
eine Bürde, sagt er. Eine Million Euro, so
viel kosteten ihn die Bewirtschaftung der
Steillagen mehr.

Dass man keine sonnenverwöhnten
Südhänge mehr benötigt, um hervorra-
gende Weine zu machen, hören viele sei-
ner Winzerkollegen nicht gern. Schließ-
lich sind schon heute höhere Weinpreise
mit Verweis auf die Herkunft „Steillage“
kaum noch durchzusetzen. Seit Jahren
schon sucht die Branche vergeblich nach
Wegen, die höheren Kosten über höhere
Preise an die Kunden weiterzugeben,
ohne in Mitleidswerbung zu verfallen.

Obwohl der Staat die Bewirtschaftung
der pittoresken Hänge fördert, werden im-
mer weniger Weinberge über der Mosel,

dem Neckar und dem Rhein betrieben. Al-
lein im größten weinbautreibenden Bun-
desland Rheinland-Pfalz steht seit 1999
ein Flächenrückgang von 28 Prozent zu
Buche. Gut 100 000 Hektar Rebflächen
gibt es in Deutschland, 14 Prozent davon
sind noch Steillagen.

Simone Loose, die an der Hochschule
Geisenheim den Steillagenanbau wissen-
schaftlich untersucht, geht davon aus,
dass dieser Anteil weiter sinkt. Wer heute
Steillagen bewirtschafte, tue dies häufig
aus Identifikation mit dem Beruf, sagt
sie. Ältere Winzer, die sich dem traditio-

nellen Anbau verpflichtet sähen, würden
aber weniger, sagt sie. „Rein ökonomisch
kann man in Flachlagen viel besser produ-
zieren.“ Nur 41 Prozent der von ihr befrag-
ten Winzer gaben an, die Weine aus den
Steillagen kostendeckend verkaufen zu
können. Für den Rest der Betriebe sind
sie demnach ein Zuschussgeschäft.

Trotz fortschreitender Technik ist die
Bewirtschaftung der Hänge bis heute eine
Herausforderung für Mensch und Maschi-
ne. Regelmäßig passieren Unfälle in den
bis zu 60 Grad steilen Anlagen, immer
wieder kommen sogar Menschen bei den

Arbeiten zu Tode. Versucht wird vieles:
Düngen und Spritzen per Hubschrauber,
neuerdings sogar per Drohne. Mit Rau-
pen und Seilzugsystemen werden Maschi-
nen durch die Zeilen gezogen, selbst Voll-
ernter ächzten schon in Steillagen, zumin-
dest in den nicht ganz so steilen. Aber der
Technik sind Grenzen gesetzt, und teuer
ist sie auch. Hinzu kommt: Die Steillagen
haben ihren ursprünglichen Wettbewerbs-
vorteil verloren. Die lange Sonnenzeit
wird in Zeiten des Klimawandels zumin-
dest teilweise schon zum Problem. Reben
werden beschattet, um die Reifezeit hin-

auszuzögern. Zudem müssen die Hänge
regelmäßig bewässert werden, um die
Pflanzen nicht unter den befürchteten
Trockenstress zu setzen.

Querreihen, parallel zum Berg, früher
teilweise üblich, könnten zumindest die
Maschinenarbeiten erleichtern, aller-
dings müssen die Parzellen dafür erst um-
gebaut und terrassiert werden, auch das
ist teuer und langwierig. Auch mit alterna-
tiven Rebsorten wird experimentiert.
Was aber, wenn sich dabei herausstellt,
dass Syrah auf den Neckar-Terrassen bes-
ser wächst als Trollinger – wäre das die

Lösung? „Am Ende könnte das Regional-
typische verlorengehen, die Sorten wür-
den austauschbar“, sagt Loose.

Um die Kulturlandschaft zu erhalten,
steigen derweil die staatlichen Subventio-
nen. Jährliche Zuschüsse für Steillagenbe-
wirtschaftung bieten mittlerweile alle
Weinbaubundesländer. Hinzu kommen
teils erhebliche einmalige Umstrukturie-
rungshilfen von über 30 000 Euro je Hekt-
ar für Steillagen, die zu mauergestützten
Terrassen umgebaut werden. Noch sind
die Summen, gemessen an den Landes-
haushalten, relativ klein, zudem kommen
Teile des Geldes aus EU-Töpfen. Nach
Zahlen der zuständigen Ministerien hat
Rheinland-Pfalz im vergangenen Jahr 4,7
Millionen Euro in den Erhalt der Steilla-
gen gesteckt, Baden-Württemberg 1,3 Mil-
lionen Euro.

Die Landesregierung in Stuttgart hat
jüngst allerdings verkündet, die Förde-
rung von 2018 an von 900 Euro pro
Hektar auf 3000 Euro deutlich hochzu-
schrauben. Damit liegt sie zwar noch im-
mer unter den ursprünglichen Wünschen
des Württemberger Weinbauverbandes,
der 5000 Euro gefordert hatte. Lob gab es
trotzdem. Eine Abnahme der Steillagen
könne man zwar nicht verhindern, „aber
wir werden das abbremsen können“, kom-
mentierte der Präsident des württembergi-
schen Weinbauverbandes. Peter Hauck
(CDU), Minister für Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz, begründet die
Pläne mit der zentralen Rolle, die der
Weinbau für sein Land spiele. Für die Kul-
turlandschaft prägend sei er, kulturhisto-
risch und ökologisch wertvoll. „Deshalb
müssen wir den Steillagenweinbau weiter
stärken.“ Der Vorstoß hat offenbar noch
einen Grund. Nach einer Befragung der
Geisenheimer Professorin Loose ist die
Bereitschaft, Steillagen aufzugeben, in
Württemberg am höchsten. Dort herr-
sche Vollbeschäftigung, die Wirtschaft
floriere, jüngere Winzer seien nicht ge-
zwungen, die mühsame Arbeit in den
Steillagen weiterzumachen. Die Landesre-
gierung sei auch deshalb vorgeprescht.
Der Vorstoß Baden-Württembergs könn-
te den Druck auf andere Bundesländer er-
höhen, ebenfalls mehr Geld zuzuschie-
ßen. Wettbewerbsfähiger werden die Steil-
lagen damit nicht.
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D
ie deutsche Wirtschaft ist nicht
erst seit der geplanten neuen Sei-
denstraße ganz verrückt nach Chi-

na. Henkel war eines der ersten internatio-
nalen Unternehmen, mit denen der chine-
sische Online-Händler Alibaba eine Part-
nerschaft unterzeichnet hat. „Heute ma-
chen wir die Hälfte des Geschäfts mit unse-
ren Schwarzkopf-Produkten in China über
deren Plattform, das sind weit über hun-
dert Millionen Euro Umsatz“, sagte Hans
van Bylen, der Chef von Henkel, kürzlich
im Gespräch mit dieser Zeitung. „Alibaba
war für uns der Eintritt nach China, wir
waren damals relativ spät dran, und Aliba-
ba war ein ganz junges Unternehmen. Das
hat für uns beide gepasst.“

In Deutschland ist Alibaba noch ein
ganz junges Unternehmen: In der Heimat
macht der Online-Händler Milliardenum-
sätze, doch hierzulande arbeitet nur eine
Handvoll Mitarbeiter für die Chinesen.
Terry von Bibra ist ihr Chef, und er hat
den Vorteil, dass er viel Freiheit hat, um
für Alibaba zu ergründen, was den euro-
päischen Markt vom chinesischen unter-
scheidet. Noch fragt ihn niemand aus der
Zentrale, warum den Zahlungsdienst Ali-
pay außer chinesischen Touristen in
Deutschland noch kaum jemand nutzt.
„Es geht nicht um Umsätze, sondern dar-
um, zu verstehen, was ankommt“, sagt
von Bibra. In China sei Alipay groß gewor-
den, weil es im Gegensatz zu Deutsch-
land zuvor keine guten zuverlässigen Zah-
lungssysteme gab. Außerdem sind die
Konsumenten in China sehr schnell da-
bei, wenn es darum geht, etwas Neues aus-

zuprobieren. In Deutschland setzt die Dro-
geriekette Rossmann Alipay ein. Auch an
einigen deutschen Flughäfen ist das kon-
taktlose Bezahlen mit der App der Chine-
sen ein Umsatztreiber: Denn die Chine-
sen lieben es, mit ihrem Smartphone zu
bezahlen. Mit 450 Millionen Nutzern in
China erreicht Alipay etwa so viele Men-
schen, wie die Europäische Union Ein-
wohner zählt.

Die schiere Größe des chinesischen
Markts macht ihn für die großen deut-
schen Unternehmen interessant: Bosch
machte in China im vergangenen Jahr
12,5 Milliarden Euro Umsatz, was 12 Pro-
zent mehr als im Vorjahreszeitraum sind.
„China ist heute der größte Markt für
Bosch außerhalb Deutschlands und bleibt
ein wichtiger Wachstumstreiber für unser
Unternehmen“, sagte Peter Tyroller, der
die Asien-Pazifik-Region für Bosch ver-
antwortet. Auch Aldi Süd hat große Er-
wartungen an den chinesischen Markt
und vor allem an die stetig wachsende Mit-
telschicht, die nach Aldi-Produkten dürs-
tet. Auf der Tmall genannten Plattform
von Alibaba verkauft seit neuestem auch
dm sein Milchpulver an Chinesen.

Für Terry von Bibra bedeutet seine Auf-
gabe als Europachef deshalb viel mehr,
als nur das eigene Geschäft auszubauen.
Es geht auch darum, Kontakt zu halten zu
den großen und wichtigen deutschen Part-
nern. „Es gibt noch viele Unternehmen,
die nicht verstehen, wie E-Commerce in
China funktioniert“, sagt von Bibra. Dass
Alibaba inzwischen auch eine riesige Zah-
lungs- und Cloud-Plattform betreibt,
hängt zum Beispiel vor allem damit zu-

sammen, dass das Unternehmen seinen
Handel effizienter machen wollte.

Alibaba probiert viel aus, ein Tochter-
unternehmen wurde einzig dafür gegrün-
det, eSports rund um die Welt bekannter
zu machen und um damit Geld zu verdie-
nen. Solche Computerspielwettkämpfe
sind vor allem in Asien ungemein beliebt,
ziehen aber auch in Europa immer mehr
Publikum an. Bei Meisterschaften ist
auch in Frankfurt das Fußballstadion aus-
verkauft, die Preisgelder betragen mitun-
ter mehrere hunderttausend Euro. Fuß-
ballvereine wie Schalke 04 haben eigene
eSports-Abteilungen geschaffen. Und Ali-
baba mischt mit.

In der Heimat experimentiert das Un-
ternehmen mit VR und AR, virtueller und
erweiterter Realität. Smartphone-Apps
erschaffen entweder ganz neue Welten in
Videobrillen, oder sie projizieren Zusatz-
inhalte auf die Smartphone-Displays der
Kunden. Wie das erfolgreich funktio-
niert, hatte Nintendo im vergangenen
Jahr mit dem Spiel Pokémon Go vorge-
macht. Doch Alibaba muss sich da nicht
verstecken: Am sogenannten „Singles-
Tag“ hat das Unternehmen ein Handypro-
gramm angeboten, das Einkaufen mit
Spielen verbindet. Die Kunden konnten
in Geschäften eine Katze suchen, die vir-
tuell zwischen den Regalen auftauchte.
Eine Spielerei – die allerdings 6 Millio-
nen Nutzer anzog. „Konsumenten sind
viel weiter als die Unternehmen, was das
Einkaufsverhalten betrifft“, sagt von Bi-
bra. „Wir müssen da hinterherlaufen, was
die Begeisterungsfähigkeit angeht.“

Ohnehin stellt der „Singles-Tag“, der im-
mer am 11. November stattfindet, alles in

den Schatten, was Online-Einkäufe an-
geht. An diesem Tag gewähren viele Händ-
ler starke Rabatte, im vergangenen Jahr
dauerte es 52 Sekunden, bis der Wert der
über Alibaba verkauften Waren die Marke
von 1 Milliarde Yuan (135 Millionen
Euro) übersprungen hatte. Bis die Grenze
von 10 Milliarden Yuan überschritten war,
dauerte es sechs weitere Minuten. Zwi-
schenzeitlich gab es 175 000 Bestellungen
pro Sekunde, die alle über die Cloud von
Alibaba abgewickelt wurden.

In China ist der Konzern der größte
Cloud-Anbieter, im Herbst ist das Unter-

nehmen erstmals nach Europa gekom-
men. In einem Rechenzentrum von Voda-
fone in Frankfurt hat sich Alibaba einge-
mietet. „Wäre Vodafone auch mit einem
unbekannten Start-up aus China eine sol-
che Partnerschaft eingegangen? Ich glau-
be nicht“, sagt von Bibra. In Europa habe
Alibaba nun einen großen Vorteil, weil
man sich durch den Heimatmarkt mit gro-
ßen Datenmengen auskenne.

Hier trifft Alibaba freilich auf einen
hartumkämpften Markt. Andere globale
Unternehmen wie Google, Dropbox,
Salesforce oder Microsoft bieten Cloud-

Lösungen an, Amazon hat mit seinen
Web-Services etablierten Unternehmen
schon Marktanteile abgejagt. Aber der
Wettbewerb in Europa könnte dem Unter-
nehmen neuen Anschub geben. Auf dem
Heimatmarkt gelten Alibaba und auch die
Suchmaschine Baidu als unerreichbar für
die Konkurrenz. Google ist verboten in
China, deshalb durchsuchen fast alle Chi-
nesen das Internet mit Baidu. 80 Prozent
des Umsatzes von Alibaba stammten aus
China, als das Unternehmen in New York
an die Börse ging. Heute sind es 85 Pro-
zent. In China hat Alibaba seinen Umsatz
im kürzlich abgelaufenen vierten Quartal
um 60 Prozent gesteigert – auf gut 5,6 Mil-
liarden Dollar. 454 Millionen Käufer
zählt die Einkaufsplattform, 11 Prozent
mehr als im Vorjahreszeitraum. Die Ex-
pansion in neue Geschäftsfelder und stei-
gende Investitionen im Ausland belasten
allerdings das Ergebnis: Analysten hatten
zuletzt höhere Gewinne erwartet.

Bevor Terry von Bibra zu Alibaba ge-
wechselt ist, hat er für Karstadt gearbei-
tet, Ende der neunziger Jahre hat der Nie-
derländer das Marketing von Amazon mit
aufgebaut. Der Manager kennt sich also
aus mit Zielvereinbarungen und Plänen
von Unternehmen. Trotzdem wurde er
von den Chinesen überrascht. Denn im
ersten Gespräch mit seinem Chef ging es
nicht um einen Quartalshorizont, son-
dern um seine Ziele für die nächsten 10
bis 15 Jahre. „Wir denken sehr langfristig,
daran musste ich mich auch erst einmal
gewöhnen“, sagt von Bibra. „Alibaba ist
ein ungewöhnliches Unternehmen. Nur
so kann man im globalen Online-Handel
groß werden.“

Mühselig und kostspielig: Weinanbau an steilen Hängen, hier im Glottertal im Schwarzwald  Foto laif

Alibaba kämpft um Europa
Der chinesische Online-Händler kooperiert mit großen deutschen Unternehmen / Doch noch ist der Konzern hierzulande nur ein Start-up / Von Jonas Jansen
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Der Weinanbau in
Steillagen rechnet sich
kaum noch. Um die
Kulturlandschaft zu
erhalten, will das Land
Baden-Württemberg
die Förderung jetzt
verdreifachen. Andere
Länder könnten folgen.

Von Bernd Freytag
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D
ie Auseinandersetzung der Deut-
schen Bank mit elf ehemaligen Vor-
standsmitgliedern über einbehalte-

ne Bonizahlungen in Millionenhöhe hat
eine neue Wendung erhalten. „Ich habe
mir nichts vorzuwerfen, mir wird nichts
vorgeworfen und ich vertraue darauf, dass
alles seinen korrekten Weg geht“, sagte
der ehemalige Risikovorstand Hugo Bänzi-
ger in einem Gespräch mit der Frankfurter
Allgemeinen Sonntagszeitung. Mitte Mai
hatte der Aufsichtsratsvorsitzende Paul
Achleitner auf der Hauptversammlung der
Deutschen Bank gesagt, er sei zuversicht-
lich, dass in den kommenden Monaten
mit den elf ehemaligen Vorständen, dar-
unter dem ehemaligen Vorstandsvorsitzen-
den Josef Ackermann, eine Einigung er-

zielt werde, die „einen wesentlichen finan-
ziellen Beitrag der Betroffenen sicher-
stellt“. Worauf diese Äußerung beruhe,
wisse er nicht, sagte Bänziger. Die Deut-
sche Bank nahm am Wochenende zu den
Äußerungen Bänzigers nicht Stellung.

Darum geht es: Die Deutsche Bank hat
in den vergangenen Jahren Milliardenzah-
lungen für Skandale geleistet, die in die
Amtszeit früherer Vorstände fallen, und
es ist damit zu rechnen, dass sie auch künf-
tig noch Zahlungen für frühere Skandale
leisten wird. Daher prüft die Bank seit eini-
ger Zeit, ob die früheren Vorstände hier-
für finanziell belangt werden können. Die
Angelegenheit ist heikel. Sollte die Bank
zu dem Schluss gelangen, dass sich die frü-
heren Vorstände in rechtlicher Hinsicht et-
was zuschulden kommen ließen, müsste

sie im Interesse dieser Aktionäre eine
strafrechtliche Auseinandersetzung an-
strengen. Dass dies nicht geschieht, er-
laubt den Schluss, dass die für die Bank ar-
beitenden Juristen für eine Klage keinen
ausreichenden Anlass sehen. Insofern hat
Bänziger recht, wenn er sagt: „Es gibt kei-
nerlei juristischen Vorwürfe gegen mich,
im Gegenteil.“

Gleichwohl versucht die Bank, die ehe-
maligen Vorstände finanziell heranzuzie-
hen, indem sie vertraglich zugesicherte Bo-
nizahlungen vorerst einbehält. Die Bank
fordert aber darüber hinaus kein Geld von
ihren ehemaligen Mitarbeitern. Da keine
handfesten juristischen Vorwürfe vorlie-
gen, kann eine Vereinbarung der Bank mit
den ehemaligen Vorständen nur auf frei-
williger Basis stattfinden, indem man mo-

ralischen Druck aufbaut. Die elf ehemali-
gen Vorstände verhandeln offenbar nicht
alle direkt mit der Bank; stattdessen
nimmt der ehemalige Co-Vorstandsvorsit-
zende Jürgen Fitschen die Rolle eines inof-
fiziellen Verhandlungsführers gegenüber
dem Aufsichtsrat der Bank ein. Für diese
Organisation gibt es verschiedene Grün-
de; unter anderem soll offenbar verhindert
werden, dass der Inhalt der vertraulichen
Gespräche öffentlich wird. Insofern klingt
es plausibel, wenn Bänziger feststellt, er
habe bis zur Hauptversammlung neun Mo-
nate lang nichts von Achleitner gehört.

Die Verhandlungen sind unter anderem
schwierig, weil die betroffenen Personen
unterschiedliche Zuständigkeiten hatten.
Ackermann war Vorstandsvorsitzender,
Fitschen und Anshu Jain waren Co-Vor-

standsvorsitzende, und Bänziger war im
Vorstand zuständig für die sehr wichtigen
Ressorts Risiko und Compliance. Andere
Betroffene besaßen andere Zuständigkei-
ten, so dass die Zuordnung einer Verant-
wortung für die früheren Geschäfte nicht
einfach ist. Außerdem sind die elf ehemali-
gen Vorstände nicht alle enge Freunde; zu
ihrer aktiven Zeit gab es zum Teil erhebli-
che Rivalitäten. Bänziger hatte im Jahr
2012 die Bank verlassen, als Jain und Fit-
schen die Nachfolge Ackermanns im Vor-
standsvorsitz antraten. Außerdem ist es
für die ehemaligen Vorstandsmitglieder
wichtig, dass eine eventuelle freiwillige Ei-
nigung mit der Bank nicht als Schuldeinge-
ständnis gewertet wird.

Neuigkeiten gibt es auch von einer an-
deren Baustelle der Bank. Sie habe auf

die Anfrage von Mitgliedern des amerika-
nischen Repräsentantenhauses nach In-
formationen über eventuelle Verbindun-
gen früherer Kredite an Donald Trump
und Russland keine Informationen gege-
ben, heißt es von der Nachrichtenagen-
tur Reuters mit Verweis auf Mitarbeiter
des Repräsentantenhauses. Die Deut-
sche Bank habe den Eingang der Anfrage
bestätigt, aber keine Informationen in
der Sache geliefert. Die Anwälte der
Bank vertreten die Ansicht, dass die
Deutsche Bank aus rechtlichen Gründen
nicht antworten dürfe. Die Anfrage
stammte von Vertretern der demokrati-
schen Minderheit im Repräsentanten-
haus, die keine Handhabe besitzt, die
Bank zur Herausgabe von Informationen
zu zwingen.

Steile Hänge, hohe Kosten

Bänziger heizt den Bonistreit in der Deutschen Bank an
Die Verhandlungen mit den früheren Vorständen sind mangels eindeutiger Rechtsgrundlage schwierig / Von Gerald Braunberger

Kein normales Unternehmen: Alibaba-Mitarbeiter auf einer Massenhochzeit Foto Reuters


